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V e r o r d n u n g
zur Änderung der Gebührenordnung 

für die Landwirtschaftskammern

Vom 2. Dezember 2004

Aufgrund des § 3 Abs. 1 und 4 Satz 2 des Niedersächsischen
Verwaltungskostengesetzes vom 7. Mai 1962 (Nds. GVBl.
S. 43), zuletzt geändert durch Artikel 16 des Gesetzes vom
5. November 2004 (Nds. GVBl. S. 394), wird im Einverneh-
men mit dem Finanzministerium verordnet:

Artikel 1

Die Gebührenordnung für die Landwirtschaftskammern
vom 18. Juni 2002 (Nds. GVBl. S. 186), geändert durch Ver-
ordnung vom 4. August 2003 (Nds. GVBl. S. 310), wird wie
folgt geändert:

1. § 1 Abs. 2 erhält folgende Fassung:

„(2) Soweit eine Gebühr nach Zeitaufwand zu bemessen
ist, sind je angefangene Viertelstunde für Bedienstete des

1. höheren Dienstes 17,50 Euro,

2. gehobenen Dienstes 13,00 Euro,

3. mittleren Dienstes 10,75 Euro,

4. einfachen Dienstes 8,50 Euro

anzusetzen, soweit nicht im Gebührenverzeichnis etwas
anderes bestimmt ist.“
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2. Die Anlage (Gebührenverzeichnis) wird wie folgt geändert:

a) In lfd. Nr. 2.1 wird in der Spalte „Gebühr in Euro“ der Betrag „25,00“ durch den Betrag „20,00“ ersetzt.

b) Lfd. Nr. 5.5 erhält folgende Fassung:

„5.5 Phytosanitäre Kontrolle beim Import von Pflanzen, pflanzlichen Erzeugnissen und sons-
tigen Gegenständen

Abfertigung und Untersuchung von Drittlandssendungen

5.5.1 für Dokumentenkontrollen je Sendung 7,00“.

5.5.2 für Nämlichkeitskontrollen je Sendung

bis zu einer LKW-Ladung, einer Güterwagenladung oder einer Containerladung ver-
gleichbarer Größe 7,00“.

größere Ladungen 14,00“.

5.5.3 für Pflanzengesundheitsuntersuchungen von

5.5.3.1 Stecklingen, Sämlingen (ausgenommen forstliches Vermehrungsgut), Jungpflanzen von
Erdbeeren oder Gemüsen je Sendung

bis zu 10 000 Stück 17,50“.

je weitere 1 000 Stück 0,70“.

Höchstbetrag 140,00“.

5.5.3.2 Sträuchern, Bäumen (ausgenommen gefällte Weihnachtsbäume), anderen holzigen Baum-
schulerzeugnissen einschließlich forstlichen Vermehrungsguts (ausgenommen Saatgut)
je Sendung 

bis zu 1 000 Stück 17,50“.

je weitere 100 Stück 0,44“.

Höchstbetrag 140,00“.

5.5.3.3 Zwiebeln, Wurzelknollen, Wurzelstöcken, Knollen zum Anpflanzen (ausgenommen
Kartoffelknollen) je Sendung

bis zu 200 kg Gewicht 17,50“.

je weitere 10 kg 0,16“.

Höchstbetrag 140,00“.

5.5.3.4 Samen, Gewebekulturen je Sendung

bis zu 100 kg Gewicht 17,50“.

je weitere 10 kg 0,175“.

Höchstbetrag 140,00“.

5.5.3.5 anderen Pflanzen zum Anpflanzen, die nicht anderweitig in dieser Tabelle aufgeführt
sind, je Sendung

bis zu 5 000 Stück 17,50“.

je weitere 100 Stück 0,18“.

Höchstbetrag 140,00“.

5.5.3.6 Schnittblumen je Sendung

bis zu 20 000 Stück 17,50“.

je weitere 1 000 Stück 0,14“.

Höchstbetrag 140,00“.

5.5.3.7 Ästen mit Blattwerk, Teilen von Nadelbäumen (ausgenommen gefällte Weihnachtsbäume)
je Sendung

bis zu 100 kg Gewicht 17,50“.

je weitere 100 kg 1,75“.

Höchstbetrag 140,00“.

5.5.3.8 gefällten Weihnachtsbäumen je Sendung

bis 1 000 Stück 17,50“.

je weitere 100 Stück 1,75“.

Höchstbetrag 140,00“.
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c) Die lfd. Nr. 8 wird wie folgt geändert:

aa) Es wird die folgende neue lfd. Nr. 8.1.4 eingefügt:

„8.1.4 Erlaubnis nach § 9 Abs. 1 zum Betrieb einer Besamungsstation 90,00 bis 3 000,00“.

bb) Die bisherige lfd. Nr. 8.1.4 wird lfd. Nr. 8.1.5.

cc) Es wird die folgende lfd. Nr. 8.1.6 eingefügt:

„8.1.6 Erlaubnis nach § 14 Abs. 1 zum Betrieb einer Embryotransfereinrichtung 90,00 bis 3 000,00“.

dd) Die bisherigen lfd. Nrn. 8.1.5 bis 8.1.5.4 werden lfd. Nrn. 8.1.7 bis 8.1.7.4.

ee) In der neuen lfd. Nr. 8.1.7.4 wird die Angabe „8.1.5.1.1 bis 8.1.5.3“ durch die Angabe „8.1.7.1.1 bis 8.1.7.3“ ersetzt.

d) Es werden die folgenden lfd. Nrn. 12 bis 16 angefügt:

5.5.3.9 Blätter von Pflanzen (z. B.: Kräuter, Gewürze und Blattgemüse) je Sendung

bis zu 100 kg Gewicht 17,50“.

je weitere 10 kg 1,75“.

Höchstbetrag 140,00“.

5.5.3.10 Obst, Gemüse (ausgenommen Blattgemüse) je Sendung

bis zu 25 000 kg Gewicht 17,50“.

je weitere 1 000 kg 0,70“.

5.5.3.11 Kartoffelknollen je Partie

bis zu 25 000 kg Gewicht 52,50“.

je weitere 25 000 kg 52,50“.

5.5.3.12 Holz (ausgenommen Rinde) je Sendung

bis 100 m3 Volumen 17,50“.

je weiteren m3 0,175“.

5.5.3.13 Erde und Nährsubstraten, Rinde je Sendung

bis zu 25 000 kg Gewicht 17,50“.

je weitere 1 000 kg 0,70“.

Höchstbetrag 140,00“.

5.5.3.14 Getreidekörnern je Sendung

bis zu 25 000 kg Gewicht 17,50“.

je weitere 1 000 kg 0,70“.

Höchstbetrag 700,00“.

5.5.3.15 anderen Pflanzen und Pflanzenerzeugnissen, einschließlich Verpackungsholz, die nicht
anderweitig in dieser Tabelle aufgeführt sind, je Sendung 17,50“.

5.5.3.16 Zusätzliche Amtshandlungen bei der phytosanitären Kontrolle von Importsendungen
Personaleinsatz je angefangene Viertelstunde einschließlich Fahrzeiten 13,30“.

A n m e r k u n g e n  zu lfd. Nr. 5.5

Die Aufwendungen für Laboruntersuchungen sind in der Gebühr nicht enthalten und
werden als Auslagen erhoben.

Die Gebühr erhöht sich für Fahrzeiten je angefangene Viertelstunde um 13,30 Euro. Die
Wegstreckenentschädigung richtet sich nach lfd. Nr. 5.18.“

„12 Butterverordnung

vom 3. Februar 1997 (BGBl. I S. 144) in der jeweils geltenden Fassung

12.1 Erteilung der Berechtigung zur Führung der Bezeichnung „Deutsche Markenbutter“
nach § 8 Abs. 1 104,00 bis 420,00“.

12.2 Wiedererteilung der Berechtigung zur Führung der Bezeichnung „Deutsche Marken-
butter“ nach § 8 Abs. 3 52,00 bis 260,00“.

13 Käseverordnung

vom 14. April 1986 (BGBl. I S. 412) in der jeweils geltenden Fassung

Genehmigung nach § 11 Abs. 2 zur Verwendung der Bezeichnung „Markenkäse“ 104,00 bis 420,00“.

14 Milch-Güteverordnung

vom 9. Juli 1980 (BGBl. I S. 878, 1081) in der jeweils geltenden Fassung
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Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 1. Januar 2005 in Kraft.

Hannover, den 2. Dezember 2004

Niedersächsisches Ministerium
für den ländlichen Raum, Ernährung, 

Landwirtschaft und Verbraucherschutz

E h l e n

Minister

Zulassung einer Untersuchungsstelle nach § 2 Abs. 8 Satz 1 420,00“.

15 Verordnung über Lehrgänge nach dem Tierzuchtgesetz

vom 15. Oktober 1992 (BGBl. I S. 1776) in der jeweils geltenden Fassung

15.1 Anerkennung einer Ausbildungsstätte (§ 1) 60,00 bis 600,00“.

15.2 Ausstellen eines Zeugnisses nach § 4 Abs. 4 60,00“.

15.3 Ausstellen einer Bescheinigung nach § 6 Abs. 3 35,00“.

15.4 Ausstellen einer Bescheinigung nach § 9 Abs. 2 60,00“.

16 Abfallverbringungsgesetz

16.1 Genehmigung zur grenzüberschreitenden Verbringung von Abfällen nach § 4 Abs. 2 200,00“.

zzgl. 0,50 je t“.

16.2 Entnahme von Proben und Durchführung des Notifizierungs- und Überwachungsver-
fahrens nach § 4 Abs. 4 50,00 bis 500,00“.

A n m e r k u n g  zu lfd. Nr. 16.2:

Die Aufwendungen für die Untersuchung von Proben sind in der Gebühr nicht enthal-
ten und werden als Auslagen erhoben.

16.3 Anordnung nach § 6 Abs. 2 Satz 1 zur Erfüllung der Verpflichtung zur Wiedereinfuhr 100,00 bis 2 500,00“.

16.4 Maßnahmen bei einer Änderung der Notifizierung 25,00 bis 2 000,00“.
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V e r o r d n u n g
zur Änderung der Baugebührenordnung

Vom 2. Dezember 2004

Aufgrund des § 66 Abs. 3 der Niedersächsischen Bauord-
nung in der Fassung vom 10. Februar 2003 (Nds. GVBl. S. 89),
geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 5. November 2004
(Nds. GVBl. S. 404), wird verordnet:

Artikel 1

Die Baugebührenordnung vom 13. Januar 1998 (Nds. GVBl.
S. 3), zuletzt geändert durch Verordnung vom 14. November
2003 (Nds. GVBl. S. 383), wird wie folgt geändert:

1. § 1 Abs. 1 wird wie folgt geändert:

a) Satz 1 erhält folgende Fassung:

„1Für Amtshandlungen der Bauaufsichtsbehörde oder
der Stelle oder Person, auf die nach § 66 Abs. 2 NBauO
eine Zuständigkeit übertragen worden ist, sind Gebüh-
ren und Auslagen zu erheben.“

b) In Satz 3 werden nach dem Wort „Bauaufsichtsbehörde“
die Worte „oder der Stelle oder Person, auf die nach
§ 66 Abs. 2 NBauO eine Zuständigkeit übertragen wor-
den ist,“ eingefügt.

2. In § 2 Abs. 3 werden nach dem Wort „Bauaufsichtsbehörde“
die Worte „oder die Stelle oder Person, auf die nach § 66
Abs. 2 NBauO eine Zuständigkeit übertragen worden ist,“
eingefügt.

3. In § 3 Abs. 3 Satz 1 werden nach dem Wort „Bauaufsichts-
behörde“ die Worte „oder die Stelle oder Person, auf die
nach § 66 Abs. 2 NBauO eine Zuständigkeit übertragen
worden ist,“ eingefügt.

4. In § 5 Satz 1 werden nach dem Wort „Bauaufsichtsbehörde“
die Worte „oder der Stelle oder Person, auf die nach § 66
Abs. 2 NBauO eine Zuständigkeit übertragen worden ist,“
eingefügt.

5. In § 7 werden nach dem Wort „Bauaufsichtsbehörde“ die
Worte „oder die Stelle oder Person, auf die nach § 66 Abs. 2
NBauO eine Zuständigkeit übertragen worden ist“ einge-
fügt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 1. Januar 2005 in Kraft.

Hannover, den 2. Dezember 2004 

Niedersächsisches Ministerium 
für Soziales, Frauen, Familie und Gesundheit

v o n  d e r  L e y e n

Ministerin
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V e r o r d n u n g
zur Änderung der Verordnung über Gremien 

für Angelegenheiten der psychiatrischen Krankenversorgung 

Vom 2. Dezember 2004

Aufgrund des § 31 des Niedersächsischen Gesetzes über
Hilfen und Schutzmaßnahmen für psychisch Kranke vom
16. Juni 1997 (Nds. GVBl. S. 272), geändert durch Artikel 2
des Gesetzes vom 5. November 2004 (Nds. GVBl. S. 404), und
des § 24 Satz 3 des Niedersächsischen Maßregelvollzugsge-
setzes vom 1. Juni 1982 (Nds. GVBl. S. 131), geändert durch
Artikel 11 des Gesetzes vom 17. Dezember 1991 (Nds. GVBl.
S. 367), wird verordnet:

Artikel 1

Die Verordnung über Gremien für Angelegenheiten der
psychiatrischen Krankenversorgung vom 6. Juli 2001 (Nds.
GVBl. S. 419) wird wie folgt geändert:

1. § 3 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung:

„(1) Der Ausschuss bestimmt im Benehmen mit dem
Landesamt für Soziales, Jugend und Familie (Fach-
behörde) die Anzahl der Besuchskommissionen.“

b) Es wird der folgende neue Absatz 2 eingefügt:

„(2) 1Die Besuchskommissionen werden gebildet für
die Gebiete 

1. der kreisfreien Städte Braunschweig, Salzgitter und
Wolfsburg sowie der Landkreise Gifhorn, Goslar,

Göttingen, Helmstedt, Northeim, Osterode am Harz,
Peine und Wolfenbüttel,

2. der Region Hannover sowie der Landkreise Diep-
holz, Hameln-Pyrmont, Hildesheim, Holzminden,
Nienburg (Weser) und Schaumburg,

3. der Landkreise Celle, Cuxhaven, Harburg, Lüchow-
Dannenberg, Lüneburg, Osterholz, Rotenburg (Wüm-
me), Soltau-Fallingbostel, Stade, Uelzen und Ver-
den sowie

4. der kreisfreien Städte Delmenhorst, Emden, Olden-
burg (Oldenburg), Osnabrück und Wilhelmshaven
sowie der Landkreise Ammerland, Aurich, Clop-
penburg, Emsland, Friesland, Grafschaft Bentheim,
Leer, Oldenburg, Osnabrück, Vechta, Wesermarsch
und Wittmund.

2Der Ausschuss kann ein Gebiet für die Bildung von
Besuchskommissionen teilen.“

c) Die bisherigen Absätze 2 bis 4 werden Absätze 3 bis 5.

2. In § 4 Nrn. 1 und 2 wird jeweils die Angabe „Abs. 2“ durch
die Angabe „Abs. 3“ ersetzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 1. Januar 2005 in Kraft.

Hannover, den 2. Dezember 2004

Niedersächsisches Ministerium
für Soziales, Frauen, Familie und Gesundheit

v o n  d e r  L e y e n

Ministerin
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V e r o r d n u n g
zur Änderung der Verordnung über Mindestanforderungen 

an besondere Tageseinrichtungen für Kinder 
sowie über die Durchführung der Finanzhilfe

Vom 3. Dezember 2004

Aufgrund des § 21 Abs. 2 des Gesetzes über Tageseinrich-
tungen für Kinder in der Fassung vom 7. Februar 2002 (Nds.
GVBl. S. 57), geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom
5. November 2004 (Nds. GVBl. S. 408), wird verordnet:

Artikel 1

Die Verordnung über Mindestanforderungen an besondere
Tageseinrichtungen für Kinder sowie  über die Durchführung
der Finanzhilfe vom 16. Juli 2002 (Nds. GVBl. S. 353) wird
wie folgt geändert:

1. § 1 Abs. 3 wird wie folgt geändert:

a) In Satz 4 werden die Worte „der Bezirksregierung
Hannover — Niedersächsisches Landesjugendamt —“
durch die Worte „des Landesjugendamtes“ ersetzt.

b) In Satz 5 werden die Worte „die Bezirksregierung
Hannover — Niedersächsisches Landesjugendamt —“
durch die Worte „das Landesjugendamt“ ersetzt.

2. § 4 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 Satz 2 werden die Worte „bei der Bezirks-
regierung Hannover — Niedersächsisches Landes-
jugendamt — “ durch die Worte „ beim Landesjugend-
amt“ ersetzt.

b) In Absatz 2 Satz 1 werden die Worte „Die Bezirksregie-
rung Hannover — Niedersächsisches Landesjugend-
amt —“ durch die Worte „Das Landesjugendamt“
ersetzt.

c) In Absatz 3 werden die Worte „der Bezirksregierung
Hannover — Niedersächsisches Landesjugendamt —“
durch die Worte „dem Landesjugendamt“ ersetzt.

3. In § 5 Satz 1 werden die Worte „die Bezirksregierung Han-
nover — Niedersächsisches Landesjugendamt —“ durch
die Worte „das Landesjugendamt“ ersetzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 1. Januar 2005 in Kraft.

Hannover, den 3. Dezember 2004

Niedersächsisches Kultusministerium

B u s e m a n n

Minister
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V e r o r d n u n g
zur Änderung der Verordnung über Zuständigkeiten

auf verschiedenen Gebieten der Gefahrenabwehr 

Vom 7. Dezember 2004

Aufgrund 

des § 97 Abs. 3 und 4 des Niedersächsischen Gesetzes über
die öffentliche Sicherheit und Ordnung (Nds. SOG) in der Fas-
sung vom 20. Februar 1998 (Nds. GVBl. S. 101), zuletzt geän-
dert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 16. September 2004
(Nds. GVBl. S. 362), im Einvernehmen mit dem Justizministe-
rium, dem Kultusministerium, dem Ministerium für den länd-
lichen Raum, Ernährung, Landwirtschaft und Verbraucher-
schutz, dem Ministerium für Soziales, Frauen, Familie und
Gesundheit, dem Umweltministerium und dem Ministerium
für Wirtschaft, Arbeit und Verkehr, 

des § 98 Satz 2 Nds. SOG,

des § 15 Abs. 1 Satz 2 in Verbindung mit Satz 1 Nr. 2 des
Gesetzes über die Region Hannover vom 5. Juni 2001 (Nds.
GVBl. S. 348), zuletzt geändert durch Artikel 8 des Gesetzes
vom 5. November 2004 (Nds. GVBl. S. 394), 

sowie des § 48 Abs. 1 des Waffengesetzes vom 11. Oktober
2002 (BGBl. I S. 3970, 4592; 2003 I S. 1957), geändert durch
Artikel 3 des Gesetzes vom 10. September 2004 (BGBl. I
S. 2318), in Verbindung mit § 1 Nr. 1 Buchst. b der Subdele-
gationsverordnung vom 23. Juli 2003 (Nds. GVBl. S. 306),
geändert durch Verordnung vom 13. September 2004 (Nds.
GVBl. S. 316), 

wird verordnet:

Artikel 1

Die Verordnung über Zuständigkeiten auf verschiedenen
Gebieten der Gefahrenabwehr vom 18. Oktober 1994 (Nds.
GVBl. S. 457), zuletzt geändert durch Artikel 6 Abs. 2 Nr. 1
des Gesetzes vom 24. Juni 2004 (Nds. GVBl. S. 230), wird wie
folgt geändert:

1. In der Überschrift wird die Abkürzung „(ZustVO-NGefAG)“
durch die Abkürzung „(ZustVO-SOG)“ ersetzt.

2. § 1 wird gestrichen.

3. § 2 erhält folgende Fassung:

„§ 2

Die Landkreise und kreisfreien Städte sind zuständig
für

1. die Ausstellung amtstierärztlicher Bescheinigungen,
die durch Rechtsvorschrift vorgeschrieben sind, für
Zwecke des Handelsverkehrs oder eines sonstigen
Transports, mit Ausnahme von Bescheinigungen,
die nach dem Tierseuchengesetz in der Fassung vom
22. Juni 2004 (BGBl. I S. 1260) oder nach Verord-
nungen ausgestellt werden, die aufgrund des Tier-
seuchengesetzes erlassen wurden,

2. die Aufgaben nach 

a) dem Fleischhygienegesetz in der Fassung vom
30. Juni 2003 (BGBl. I S. 1242, 1585), zuletzt ge-
ändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom
4. November 2004 (BGBl. I S. 2688), und 

b) der Fleischhygiene-Verordnung in der Fassung
vom 29. Juni 2001 (BGBl. I S. 1366), zuletzt geän-
dert durch Artikel 6 der Verordnung vom 9. No-
vember 2004 (BGBl. I S. 2791), 

soweit nicht nach § 6 d Nr. 9 das Landesamt für Ver-
braucherschutz und Lebensmittelsicherheit zustän-
dig ist und soweit es nicht um die Schlachttier- und
Fleischuntersuchung oder die Untersuchung auf Tri-
chinen in öffentlichen Schlachthöfen geht,

3. die Aufgaben nach der BSE-Untersuchungsverord-
nung in der Fassung vom 18. September 2002 (BGBl. I
S. 3730; 2004 I S. 1405), geändert durch Artikel 4
der Verordnung vom 16. Juli 2004 (BGBl. I S. 1697),

4. die Aufgaben nach 

a) dem Geflügelfleischhygienegesetz vom 17. Juli
1996 (BGBl. I S. 991), zuletzt geändert durch
Artikel 2 des Gesetzes vom 13. Mai 2004 (BGBl. I
S. 934), und 

b) der Geflügelfleischhygiene-Verordnung in der Fas-
sung vom 21. Dezember 2001 (BGBl. I S. 4098;
2003 I S. 456), zuletzt geändert durch Artikel 7
der Verordnung vom 9. November 2004 (BGBl. I
S. 2791), 

soweit nicht nach § 6 d Nr. 11 das Landesamt für
Verbraucherschutz und Lebensmittelsicherheit zu-
ständig ist,

5. die Überwachung des Verkehrs mit Lebensmitteln,
Zusatzstoffen, mit Lebensmitteln verwechselbaren
Erzeugnissen, Tabakerzeugnissen, kosmetischen Mit-
teln und sonstigen Bedarfsgegenständen nach

a) dem Lebensmittel- und Bedarfsgegenständegesetz
in der Fassung vom 9. September 1997 (BGBl. I
S. 2296), zuletzt geändert durch Artikel 4 und 5
des Gesetzes vom 13. Mai 2004 (BGBl. I S. 934),
und

b) den aufgrund dieses Gesetzes erlassenen Verord-
nungen, 

soweit nicht nach § 6 d Nrn. 13 bis 23, 28 und 29 das
Landesamt für Verbraucherschutz und Lebensmittel-
sicherheit zuständig ist,

6. die Überwachung der Einhaltung der Vorschriften
des Milch- und Margarinegesetzes vom 25. Juli 1990
(BGBl. I S. 1471), zuletzt geändert durch Artikel 157
der Verordnung vom 25. November 2003 (BGBl. I
S. 2304), und der Vorschriften der aufgrund dieses
Gesetzes erlassenen Verordnungen, soweit nicht nach
§ 6 d Nr. 12 das Landesamt für Verbraucherschutz
und Lebensmittelsicherheit zuständig ist,

7. die Überwachung des Verkehrs mit Wein nach der
Wein-Überwachungsverordnung in der Fassung vom
14. Mai 2002 (BGBl. I S. 1624), geändert durch Arti-
kel 9 § 12 des Gesetzes vom 6. August 2002 (BGBl. I
S. 3082), die Zulassung von Ausnahmen nach § 2
der Wein-Überwachungs-Verordnung sowie die Er-
teilung von Genehmigungen nach den §§ 12 und 13
der Wein-Überwachungsverordnung,

8. die Probennahmen zur Ermittlung der Radioaktivität
in Lebensmitteln einschließlich Trinkwasser, in Ta-
bakerzeugnissen, in kosmetischen Mitteln und in
sonstigen Bedarfsgegenständen nach § 3 Abs. 1 des
Strahlenschutzvorsorgegesetzes vom 19. Dezember
1986 (BGBl. I S. 2610), zuletzt geändert durch Arti-
kel 43 der Verordnung vom 25. November 2003
(BGBl. I S. 2304),

9. die Überwachung der Einhaltung der Vorschriften
des Vorläufigen Biergesetzes in der Fassung vom
29. Juli 1993 (BGBl. I S. 1399), zuletzt geändert durch
Artikel 109 der Verordnung vom 29. Oktober 2001
(BGBl. I S. 2785), und der Vorschriften der aufgrund
dieses Gesetzes erlassenen Verordnungen, soweit
nicht nach § 6 d Nr. 24 das Landesamt für Verbrau-
cherschutz und Lebensmittelsicherheit zuständig ist,
sowie die Erteilung von Erlaubnissen nach § 11 Abs. 2
des Vorläufigen Biergesetzes,
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10. die Überwachung der Verbote und Gebote des Säug-
lingsnahrungswerbegesetzes vom 10. Oktober 1994
(BGBl. I S. 2846), soweit nicht nach § 6 d Nr. 25 das
Landesamt für Verbraucherschutz und Lebensmittel-
sicherheit zuständig ist,

11. die Aufgaben nach § 4 des EG-Gentechnik-Durch-
führungsgesetzes vom 22. Juni 2004 (BGBl. I S. 1244)
in Bezug auf Lebensmittel, 

12. die Überwachung nach § 64 des Arzneimittelgeset-
zes (AMG) in der Fassung vom 11. Dezember 1998
(BGBl. I S. 3586), zuletzt geändert durch Artikel 1
des Gesetzes vom 30. Juli 2004 (BGBl. I S. 2031), von

a) Betrieben des Einzelhandels einschließlich des
Versandhandels, mit Ausnahme von Apotheken,

b) Betrieben des Großhandels, soweit diese aus-
schließlich Großhandel treiben mit den in § 51
Abs. 1 Halbsatz 2 AMG genannten, für den Ver-
kehr außerhalb der Apotheken freigegebenen
Arzneimitteln oder mit Gasen für medizinische
Zwecke, und

c) Personen, die Arzneimittel berufs- oder gewerbs-
mäßig bei Tieren anwenden, ohne Tierärztin
oder Tierarzt zu sein,

13. die Aufgaben des Gesundheitsamtes und der zustän-
digen Behörden nach dem Infektionsschutzgesetz
vom 20. Juli 2000 (BGBl. I S. 1045), zuletzt geändert
durch Artikel 12 des Gesetzes vom 24. Dezember
2003 (BGBl. I S. 2954), und nach den aufgrund
dieses Gesetzes erlassenen Verordnungen, soweit
nicht nach § 6 c Nr. 2 das Landesgesundheitsamt
zuständig ist; in Landkreisen bleibt es Aufgabe der
Gemeinden, zur Verhinderung der Verbreitung über-
tragbarer Krankheiten dem Gesundheitsamt auf
dessen Anforderung im Rahmen der Möglichkeiten
ihrer Einrichtungen auch über die Grenzen der
Amtshilfe hinaus gegen Erstattung besonderer Kos-
ten für Maßnahmen im Gebiet der Gemeinde Geräte
und Arbeitskräfte zur Verfügung zu stellen sowie die
ihnen durch Rechtsverordnung zugewiesenen Auf-
gaben der Feststellung, der Bekämpfung und der
Feststellung des Ergebnisses der Bekämpfung von
Gesundheitsschädlingen durchzuführen,

14. die Aufgaben nach § 1 Abs. 2 und § 2 Satz 1 der
Gefahrtier-Verordnung vom 5. Juli 2000 (Nds. GVBl.
S. 149), zuletzt geändert durch Verordnung vom
14. Februar 2003 (Nds. GVBl. S. 124),

15. die Überwachung der nach § 10 a des Betäubungs-
mittelgesetzes in der Fassung vom 1. März 1994
(BGBl. I S. 358), zuletzt geändert durch Artikel 1 der
Verordnung vom 22. Dezember 2003 (BGBl. 2004 I
S. 28), erlaubten Drogenkonsumräume, wobei der
Region Hannover diese Zuständigkeit gegenüber der
Landeshauptstadt Hannover vorbehalten wird,

16. die Beglaubigung von Bescheinigungen für das Mit-
führen von Betäubungsmitteln im Rahmen einer
ärztlichen Behandlung nach Artikel 75 des Überein-
kommens zur Durchführung des Übereinkommens
von Schengen vom 14. Juni 1985 zwischen den
Regierungen der Staaten der Benelux-Wirtschafts-
union, der Bundesrepublik Deutschland und der
Französischen Republik betreffend den schrittwei-
sen Abbau der Kontrollen an den gemeinsamen
Grenzen (ABl. EG Nr. L 239 vom 22. September
2000, S. 19), in der jeweils geltenden Fassung, wobei
der Region Hannover diese Zuständigkeit gegenüber
der Landeshauptstadt Hannover vorbehalten wird.“

4. § 3 Nr. 1 erhält folgende Fassung:

„1. die Aufgaben nach den §§ 19 bis 22 der Verordnung
zur Durchführung des Gesetzes zur Regelung des

öffentlichen Vereinsrechts (Vereinsgesetz) vom 28. Juli
1966 (BGBl. S. 457), zuletzt geändert durch Artikel 6
Abs. 1 des Gesetzes vom 22. August 2002 (BGBl. I
S. 3390), sowie für die Entgegennahme von Mittei-
lungen der Amtsgerichte nach § 159 Abs. 2 des Ge-
setzes über die Angelegenheiten der freiwilligen
Gerichtsbarkeit in der im Bundesgesetzblatt Teil III,
Gliederungsnummer 315-1, veröffentlichten berei-
nigten Fassung, zuletzt geändert durch Artikel 12 b
des Gesetzes vom 24. August 2004 (BGBl. I S. 2198).“

5. § 4 wird wie folgt geändert:

a) Nummer 1 erhält folgende Fassung:

„1. die Aufgaben nach dem Versammlungsgesetz in
der Fassung vom 15. November 1978 (BGBl. I
S. 1789), zuletzt geändert durch Artikel 4 des
Gesetzes vom 11. August 1999 (BGBl. I S. 1818);
soweit nicht die Polizeidirektion Hannover nach
§ 5 Absatz 1 a zuständig ist,“.

b) Nummer 3 erhält folgende Fassung:

„3. Maßnahmen zur Durchführung der Schulpflicht
nach dem Niedersächsischen Schulgesetz in der
Fassung vom 3. März 1998 (Nds. GVBl. S. 137),
zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes
vom 5. November 2004 (Nds. GVBl. S. 408),“.

c) Es wird die folgende Nummer 4 angefügt:

„4. die Durchführung des Waffengesetzes (WaffG)
und der Allgemeinen Waffengesetz-Verordnung
vom 27. Oktober 2003 (BGBl. I S. 2123), soweit
durch Bundesrecht, in Nummer 3.7 des Ver-
zeichnisses der Anlage zur Verordnung über
Zuständigkeiten auf dem Gebiet des Wirtschafts-
rechts sowie in anderen Rechtsgebieten vom
18. November 2004 (Nds. GVBl. S. 482) sowie in
§ 5 Abs. 1 Nr. 2 und § 6 a dieser Verordnung
nichts anderes bestimmt ist, wobei die Land-
kreise, die Region Hannover in ihrem gesamten
Gebiet, die kreisfreien Städte sowie diejenigen
großen selbständigen Städte, die untere Natur-
schutzbehörde sind, über die Erteilung von
Schießerlaubnissen nach § 10 Abs. 5 WaffG ent-
scheiden, wenn und soweit der Antrag einher-
geht mit einem Antrag auf Zulassung einer
Ausnahme nach § 43 Abs. 8 des Bundesnatur-
schutzgesetzes (BNatSchG) vom 25. März 2002
(BGBl. I S. 1193), zuletzt geändert durch Artikel 5
des Gesetzes vom 24. Juni 2004 (BGBl. I S. 1359),
oder einem Antrag auf Befreiung nach § 62
BNatSchG von den Verboten des § 42 BNatSchG.“

6. § 5 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung:

„(1) Die Polizeidirektionen sind zuständig für 

1. die Bewertung und Einstufung schutzbedürftiger
ziviler Objekte mit Bedeutung für die zivile Vertei-
digung, 

2. die folgenden Aufgaben nach der Allgemeinen
Waffengesetz-Verordnung vom 27. Oktober 2003
(BGBl. I S. 2123): 

a) staatliche Anerkennung von Lehrgängen zur
Vermittlung der Sachkunde im Umgang mit
Waffen und Munition nach § 3 Abs. 2,

b) Entgegennahme von Anzeigen nach § 3 Abs. 4
Satz 3 Nr. 1,

c) Teilnahme an Prüfungen nach § 3 Abs. 4 Satz 3
Nr. 2,

d) Bildung von Prüfungsausschüssen zur Abnahme
der Sachkundeprüfung nach § 2.“
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b) Nach Absatz 1 wird der folgende Absatz 1 a eingefügt:

„(1 a) Die Polizeidirektion Hannover ist an Stelle
der Landeshauptstadt Hannover zuständig für die
Aufgaben nach dem Versammlungsgesetz in der
Fassung vom 15. November 1978 (BGBl. I S. 1789),
zuletzt geändert durch Artikel 4 des Gesetzes vom
11. August 1999 (BGBl. I S. 1818).“

c) Die Absätze 2 und 3 erhalten folgende Fassung:

„(2) Für die versammlungsrechtlichen Aufgaben
nach § 4 Nr. 1 und die waffenrechtlichen Aufgaben
nach § 4 Nr. 4 führen die Polizeidirektionen in ihrem
Bezirk die Fachaufsicht

1. über die Landkreise, soweit sie die Fachaufsicht
nach § 98 Satz 1 Nr. 1 Nds. SOG wahrnehmen,
und

2. über die Landkreise, kreisfreien Städte und großen
selbständigen Städte abweichend von § 98 Satz 1
Nr. 2 Nds. SOG.

(3) Die Polizeibehörden sind bei der Durchführung
von Verkehrskontrollen nach § 36 Abs. 5 der Straßen-
verkehrs-Ordnung vom 16. November 1970 (BGBl. I
S. 1565; 1971 I S. 38), zuletzt geändert durch Artikel 1
der Verordnung vom 22. Januar 2004 (BGBl. I S. 117),
auch für die Überwachung der Beförderung gefähr-
licher Güter auf der Straße nach den §§ 8 und 9 des
Gefahrgutbeförderungsgesetzes in der Fassung vom
29. September 1998 (BGBl. I S. 3114), zuletzt geändert
durch Artikel 11 § 5 des Gesetzes vom 6. August 2002
(BGBl. I S. 3082), zuständig.“

7. § 6 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 wird gestrichen.

b) Der bisherige Absatz 2 wird einziger Absatz; darin
wird das Wort „Gefahrenabwehrgesetz“ durch die
Worte „Gesetz über die öffentliche Sicherheit und
Ordnung“ ersetzt.

8. § 6 a erhält folgende Fassung: 

„§ 6 a

(1) Die obersten Landesbehörden sind für ihre Bediens-
teten und die den obersten Landesbehörden unmittelbar
nachgeordneten Behörden jeweils für ihren Amtsbereich
für die Erteilung von Bescheinigungen nach § 55 Abs. 2
des Waffengesetzes (WaffG) zuständig.

(2) Das Ministerium für Inneres und Sport ist

1. zuständig für die Erteilung des Benehmens bei der
Anerkennung von Schießsportverbänden nach § 15
Abs. 3 WaffG,

2. antragsberechtigte Behörde nach § 2 Abs. 5 Satz 2
Nr. 2 WaffG.

(3) Das Landeskriminalamt Niedersachsen ist

1. zuständig für die Erteilung von Bescheinigungen nach
§ 55 Abs. 2 WaffG für Mitglieder des Landtages sowie
nach § 56 Sätze 1 und 4 WaffG für Staatsgäste und
sonstige erheblich gefährdete Personen des öffentli-
chen Lebens aus anderen Staaten sowie deren Sicher-
heitsbegleiterinnen und -begleiter,

2. anzuhörende Behörde nach § 2 Abs. 5 Satz 3 WaffG.“

9. § 6 c erhält folgende Fassung:

„§ 6 c

Das Landesgesundheitsamt ist

1. für den Bereich des Sanitätsflughafens Hannover-
Langenhagen zuständige Gesundheitsbehörde nach
den Internationalen Gesundheitsvorschriften vom
25. Juli 1969 in der Fassung vom 10. April 1975
(BGBl. II S. 456) mit den Änderungen vom 20. Mai

1981 (BGBl. 1982 II S. 286, 287) und der Verordnung
zur Durchführung der Internationalen Gesundheits-
vorschriften vom 25. Juli 1969 im Luftverkehr vom
11. November 1971 (BGBl. I S. 1809), zuletzt geändert
durch Verordnung vom 20. Juli 1979 (BGBl. I S. 1121), 

2. die nach Landesrecht zuständige Stelle nach § 3 des
Infektionsschutzgesetzes (IfSG), die zuständige Lan-
desbehörde nach den §§ 11 und 13 Abs. 3 IfSG, die
beauftragte Stelle nach § 20 IfSG und und die zustän-
dige Behörde nach § 25 Abs. 2 des IfSG.“

10. § 6 d erhält folgende Fassung:

„§ 6 d

Das Landesamt für Verbraucherschutz und Lebensmit-
telsicherheit ist zuständig für

1. die Überwachung der tierärztlichen Hausapotheken
nach den  §§ 64 bis 69 des Arzneimittelgesetzes
(AMG), 

2. die Überwachung der Herstellung von Fütterungs-
arzneimitteln nach den §§ 64 bis 69 AMG, die auf-
grund eines Herstellungsauftrages eines Tierarztes in
Futtermittelherstellungsbetrieben hergestellt werden,
die über eine Anerkennung nach § 28 Abs. 1 Nr. 3
der Futtermittelverordnung in der Fassung vom
23. November 2000 (BGBl. I S. 1605; 2002 I S. 1514),
zuletzt geändert durch Artikel 1 der Verordnung
vom 10. November 2004 (BGBl. I S. 2813), verfügen, 

3. die Überwachung der Auslieferungslager von pharma-
zeutischen Unternehmen und von Großhandelsunter-
nehmen sowie die Überwachung von tierärztlichen
Nebenräumen für Arzneimittelvormischungen nach
den §§ 64 bis 69 AMG, soweit dort Fütterungsarznei-
mittel im Rahmen einer Auftragsherstellung herge-
stellt oder gelagert werden,

4. die Erteilung von Erlaubnissen  zur Einfuhr von Tier-
arzneimitteln nach § 72 und die Zulassung von Aus-
nahmen nach § 73 Abs. 3 Satz 3 AMG,

5. die Aufgaben nach § 59 Abs. 2 Satz 2 und Abs. 4
AMG sowie die Entgegennahme von Anzeigen über
die klinische Prüfung von Tierarzneimitteln nach § 67
AMG, 

6. die Kontrolle der Erfüllung der Nachweispflichten
nach § 59 c AMG, 

7. die Aufgaben nach den §§ 19 und 22 des Betäubungs-
mittelgesetzes, nach § 8 Abs. 5, § 10 Abs. 4, § 13
Abs. 3 Satz 3 der Betäubungsmittel-Verschreibungs-
verordnung vom 20. Januar 1998 (BGBl. I S. 74, 80),
zuletzt geändert durch Artikel 2 der Verordnung
vom 19. Juni 2001 (BGBl. I S. 1180), sowie nach § 5
der Betäubungsmittel-Binnenhandelsverordnung vom
16. Dezember 1981 (BGBl. I S. 1425), zuletzt ge-
ändert durch Artikel 3 § 3 der Verordnung vom
24. Juni 1994 (BGBl. I S. 1416), soweit Tierärztin-
nen, Tierärzte oder Tierkliniken betroffen sind,

8. die Aufgaben nach dem Heilmittelwerbegesetz in
der Fassung vom 19. Oktober 1994 (BGBl. I S. 3068),
zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom
30. Juli 2004 (BGBl. I S. 2031), soweit die Werbung
Tierarzneimittel betrifft,

9. die Aufgaben nach den §§ 6 und 21 Abs. 1 des Fleisch-
hygienegesetzes sowie nach § 11 Abs. 2 der Fleisch-
hygiene-Verordnung,

10. die Durchführung der Schlachttier- und Fleischun-
tersuchung sowie der Untersuchung auf Trichinen
in pharmazeutischen Betrieben und Einrichtungen,
die mit den in § 5 Abs. 2 der Tierimpfstoff-Verord-
nung in der Fassung vom 12. November 1993 (BGBl.
I S. 1885), zuletzt geändert durch Artikel 3 § 7 des
Gesetzes vom 22. Juni 2004 (BGBl. I S. 1248), ge-
nannten Erregern arbeiten,
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11. die Aufgaben nach den §§ 9 und 16 Abs. 1 des Geflü-
gelfleischhygienegesetzes sowie nach § 11 Abs. 3 der
Geflügelfleischhygiene-Verordnung,

12. die Aufgaben nach § 20 der Milchverordnung in der
Fassung vom 20. Juli 2000 (BGBl. I S. 1178), zuletzt
geändert durch Artikel 5 der Verordnung vom 9. No-
vember 2004 (BGBl. I S. 2791),

13. die Aufgaben nach den §§ 14 und 15 der Eier- und
Eiprodukte-Verordnung vom 17. Dezember 1993
(BGBl. I S. 2288), zuletzt geändert durch Artikel 4
der Verordnung vom 9. November 2004 (BGBl. I
S. 2791),

14. die Aufgaben nach den §§ 19 und 20 der Fischhygiene-
Verordnung in der Fassung der Bekanntmachung
vom 8. Juni 2000 (BGBl. I S. 819), zuletzt geändert
durch Artikel 3 der Verordnung vom 9. November
2004 (BGBl. I S. 2791),

15. die Aufgaben nach § 3 der Speisegelatine-Verord-
nung vom 13. Dezember 2002 (BGBl. I S. 4538),
geändert durch Artikel 2 der Verordnung vom
9. November 2004 (BGBl. I S. 2791),

16. die Überwachung der Verbote des Lebensmittel- und
Bedarfsgegenständegesetzes und der Verbote der
aufgrund dieses Gesetzes erlassenen Verordnungen
für die Werbung, mit Ausnahme der produktbeglei-
tenden Werbung,

17. die Überwachung der Verbote nach weinrechtlichen
Bestimmungen für die Werbung, mit Ausnahme der
produktbegleitenden Werbung, 

18. die Zulassung von privaten Sachverständigen nach
§ 1 der Gegenprobensachverständigen-Prüflabora-
torienverordnung vom 11. Februar 1999 (BGBl. I
S. 162),

19. die Durchführung der amtlichen Beobachtung als
Voraussetzung für die Zulassung von Ausnahmen
nach § 37 Abs. 2 Nr. 1 des Lebensmittel- und
Bedarfsgegenständegesetzes,

20. die Genehmigung zur Herstellung von Nitritpökel-
salz nach § 5 Abs. 5 der Zusatzstoff-Verkehrsverord-
nung vom 29. Januar 1998 (BGBl. I S. 230, 269),
zuletzt geändert durch Verordnung vom 6. Oktober
2004 (BGBl. I S. 2587),

21. die Genehmigung zur Herstellung von jodiertem
Kochsalzersatz, diätetischen Lebensmitteln mit einem
Zusatz von Jodverbindungen oder diätetischen
Lebensmitteln, die zur Verwendung als bilanzierte
Diät bestimmt sind, nach § 11 Abs. 1 der Diätverord-
nung in der Fassung vom 25. August 1988 (BGBl. I
S. 1713), zuletzt geändert durch Artikel 3 der Ver-
ordnung vom 9. September 2004 (BGBl. I S. 2326),

22. die Anerkennung von natürlichem Mineralwasser
nach § 3 Abs. 1 und die Erteilung einer Nutzungs-
genehmigung für Quellen für natürliches Mineral-
wasser nach § 5 Abs. 1 der Mineral- und Tafelwas-
ser-Verordnung vom 1. August 1984 (BGBl. I S. 1036),
zuletzt geändert durch Artikel 1 der Verordnung
vom 24. Mai 2004 (BGBl. I S. 1030),

23. die Zulassung von Bestrahlungsanlagen nach § 4
Abs. 1 der Lebensmittelbestrahlungsverordnung
vom 14. Dezember 2000 (BGBl. I S. 1730), geändert
durch Artikel 312 der Verordnung vom 29. Oktober
2001 (BGBl. I S. 2785),

24. die Zulassung von Ausnahmen nach § 9 Abs. 7 des
Vorläufigen Biergesetzes,

25. die Überwachung der Verbote und Gebote für die
Werbung nach § 4 des Säuglingsnahrungswerbege-
setzes, mit Ausnahme der produktbegleitenden Wer-
bung,

26. die Erteilung einer Prüfungsnummer nach § 5 Abs. 3
Satz 1 der Verordnung über bestimmte alkoholhal-
tige Getränke in der Fassung vom 30. Juni 2003
(BGBl. I S. 1255), geändert durch Artikel 4 der Ver-
ordnung vom 13. Januar 2004 (BGBl. I S. 67),

27. die Aufgaben nach § 4 des EG-Gentechnik-Durch-
führungsgesetzes in Bezug auf Futtermittel,

28. die Aufgaben nach § 3 der Kollagen-Verordnung
vom 17. August 2004 (BGBl. I S. 2223),

29. im Gebiet der Stadt Cuxhaven die Überwachung des
Verkehrs mit Fischereierzeugnissen und lebenden
Muscheln in Einrichtungen nach § 19 Abs. 1 und
§ 20 der Fischhygiene-Verordnung einschließlich
der Aufgaben der Grenzkontrollstelle nach § 49 des
Lebensmittel- und Bedarfsgegenständegesetzes.“

11. Es werden die folgenden §§ 6 e und 6 f eingefügt:

„§ 6 e

Die Staatlichen Gewerbeaufsichtsämter

— Braunschweig für die Aufsichtsbezirke der Staatli-
chen Gewerbeaufsichtsämter Braunschweig und Göt-
tingen,

— Hannover für die Aufsichtsbezirke der Staatlichen
Gewerbeaufsichtsämter Hannover und Hildesheim,

— Lüneburg für die Aufsichtsbezirke der Staatlichen
Gewerbeaufsichtsämter Celle, Cuxhaven und Lüne-
burg,

— Oldenburg für die Aufsichtsbezirke der Staatlichen
Gewerbeaufsichtsämter Emden, Oldenburg und Osna-
brück 

sind zuständig für

1. die Aufgaben nach dem Arzneimittelgesetz (AMG)
und nach den aufgrund von § 54 AMG erlassenen
Betriebsverordnungen sowie die Überwachung der
Einhaltung der Vorschriften der Betriebsverordnun-
gen, soweit nicht die Apothekerkammer Niedersach-
sen nach § 1 Nr. 2 Buchst. c und d der Verordnung
zur Übertragung von staatlichen Aufgaben auf die
Kammern für die Heilberufe vom 25. November 2004
(Nds. GVBl. S. 516), das Landesamt für Verbraucher-
schutz und Lebensmittelsicherheit nach § 6 d Nrn. 1
bis 6 oder die Landkreise und kreisfreien Städte nach
§ 2 Nr. 12 zuständig sind,

2. die Aufgaben nach dem Transfusionsgesetz vom 1. Juli
1998 (BGBl. I S. 1752), zuletzt geändert durch Ar-
tikel 20 der Verordnung vom 25. November 2003
(BGBl. I S. 2304), 

3. die Aufgaben nach dem Heilmittelwerbegesetz, so-
weit die Werbung nicht Tierarzneimittel betrifft, 

4. die Aufgaben nach dem Medizinproduktegesetz in
der Fassung vom 7. August 2002 (BGBl. I S. 3146),
geändert durch Artikel 109 der Verordnung vom
25. November 2003 (BGBl. I S. 2304), sowie nach den
aufgrund dieses Gesetzes erlassenen Verordnungen.

§ 6 f

Die Landesbehörde für Straßenbau und Verkehr ist zu-
ständig für die dem Land durch § 31 Abs. 2 des Luftver-
kehrsgesetzes in der Fassung vom 27. März 1999 (BGBl. I
S. 550), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes
vom 6. April 2004 (BGBl. I S. 550), auf dem Gebiet der
Luftverkehrsverwaltung übertragenen Aufgaben, soweit
diese nicht durch die Verordnung über die Regelung von
Zuständigkeiten in der Luftverkehrsverwaltung vom
26. November 1996 (Nds. GVBl. S. 472) einem Ministe-
rium übertragen worden sind.“
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12. In § 7 wird die Abkürzung „NGefAG“ durch die Abkür-
zung „Nds. SOG“ ersetzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 1. Januar 2005 in Kraft. 

Hannover, den 7. Dezember 2004

Niedersächsisches Ministerium 
für Inneres und Sport

S c h ü n e m a n n

Minister
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V e r o r d n u n g
zur Aufhebung der Verordnung über die Ausbildung 

und Prüfung für die Laufbahn 
des mittleren Gesundheitsdienstes

Vom 8. Dezember 2004

Aufgrund des § 21 Abs. 2 des Niedersächsischen Beamten-
gesetzes in der Fassung vom 19. Februar 2001 (Nds. GVBl.
S. 33), zuletzt geändert durch Artikel 4 des Gesetzes vom
5. November 2004 (Nds. GVBl. S. 394), wird im Benehmen
mit dem Ministerium für Inneres und Sport verordnet:

§ 1

Die Verordnung über die Ausbildung und Prüfung für die
Laufbahn des mittleren Gesundheitsdienstes vom 8. März
1985 (Nds. GVBl. S. 69) wird aufgehoben. 

§ 2

(1) Diese Verordnung tritt am 1. Januar 2005 in Kraft.

(2) Personen, die bis zum 31. Dezember 2004 in den Vor-
bereitungsdienst der Laufbahn des mittleren Gesundheits-
dienstes eingestellt worden sind, beenden die Ausbildung und
Prüfung nach der Verordnung über die Ausbildung und Prü-
fung für die Laufbahn des mittleren Gesundheitsdienstes vom
8. März 1985 (Nds. GVBl. S. 69) mit der Maßgabe, dass die
Prüfung vor einem Prüfungsausschuss abgelegt wird, der bei
dem Landesamt für Soziales, Jugend und Familie eingerichtet
wird und der Aufsicht des Landesamtes für Soziales, Jugend
und Familie untersteht. 

Hannover, den 8. Dezember 2004

Niedersächsisches Ministerium
für Soziales, Frauen, Familie und Gesundheit

v o n  d e r  L e y e n

Ministerin
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V e r o r d n u n g
zur Änderung der Verordnung über die quotale Verteilung 

von Sozialhilfeaufwendungen

Vom 8. Dezember 2004 

Aufgrund des § 6 b Abs. 3 des Niedersächsischen Gesetzes
zur Ausführung des Bundessozialhilfegesetzes in der Fassung
vom 20. März 1997 (Nds. GVBl. S. 85), zuletzt geändert durch
Artikel 1 des Gesetzes vom 21. November 2000 (Nds. GVBl.
S. 294), wird verordnet:

Artikel 1

Dem § 1 der Verordnung über die quotale Verteilung von
Sozialhilfeaufwendungen vom 21. Dezember 2000 (Nds. GVBl.
S. 381), zuletzt geändert durch Verordnung vom 12. Februar
2004 (Nds. GVBl. S. 57), wird der folgende Absatz 5 angefügt:

„(5) Ab 1. Januar 2004 werden zugeordnet:

1. der Quotenklasse 1 mit einer Quote des Landes von 32 vom
Hundert:

die Stadt Delmenhorst,

2. der Quotenklasse 2 mit einer Quote des Landes von 35 vom
Hundert:

kein örtlicher Träger der Sozialhilfe,

3. der Quotenklasse 3 mit einer Quote des Landes von 38 vom
Hundert:

die Region Hannover und die Stadt Oldenburg (Olden-
burg),

4. der Quotenklasse 4 mit einer Quote des Landes von 41 vom
Hundert:

die Städte Emden und Salzgitter sowie die Landkreise
Hameln-Pyrmont, Harburg und Peine, 

5. der Quotenklasse 5 mit einer Quote des Landes von 44 vom
Hundert:

die Stadt Braunschweig sowie die Landkreise Goslar,
Hildesheim und Leer,

6. der Quotenklasse 6 mit einer Quote des Landes von 47 vom
Hundert:

die Stadt Osnabrück sowie die Landkreise Aurich, Göttin-
gen, Helmstedt, Lüneburg, Stade und Wesermarsch,

7. der Quotenklasse 7 mit einer Quote des Landes von 50 vom
Hundert:

die Städte Wilhelmshaven und Wolfsburg sowie die Land-
kreise Nienburg (Weser), Rotenburg (Wümme), Schaum-
burg, Uelzen, Verden, Wittmund und Wolfenbüttel, 

8. der Quotenklasse 8 mit einer Quote des Landes von 53 vom
Hundert:

die Landkreise Celle, Friesland, Holzminden, Lüchow-
Dannenberg, Oldenburg, Osterholz und Osterode am
Harz,

9. der Quotenklasse 9 mit einer Quote des Landes von 56 vom
Hundert:

die Landkreise Cuxhaven, Grafschaft Bentheim, Nort-
heim und Soltau-Fallingbostel,

10. der Quotenklasse 10 mit einer Quote des Landes von
59 vom Hundert:

die Landkreise Ammerland, Diepholz, Gifhorn und Osna-
brück, 

11. der Quotenklasse 11 mit einer Quote des Landes von
62 vom Hundert:

der Landkreis Cloppenburg,

12. der Quotenklasse 12 mit einer Quote des Landes von
65 vom Hundert:

der Landkreis Vechta, 

13. der Quotenklasse 13 mit einer Quote des Landes von
68 vom Hundert:

der Landkreis Emsland.“

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Verkündung in
Kraft. 

Hannover, den 8. Dezember 2004 

Niedersächsisches Ministerium
für Soziales, Frauen, Familie und Gesundheit

v o n  d e r  L e y e n

Ministerin 
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V e r o r d n u n g
über Zuständigkeiten auf dem Gebiet des Naturschutzes 

und der Landschaftspflege 
(ZustVO-Naturschutz)

Vom 9. Dezember 2004

Aufgrund des § 55 Abs. 5 des Niedersächsischen Natur-
schutzgesetzes (NNatG) in der Fassung vom 11. April 1994
(Nds. GVBl. S. 155, 267), zuletzt geändert durch Artikel 5 des
Gesetzes vom 5. November 2004 (Nds. GVBl. S. 417), wird
verordnet:

§ 1

Rechte und Befugnisse

Die nach den §§ 2 bis 4 zuständigen Behörden sind bei der
Wahrnehmung der dort genannten Aufgaben auch zuständig
für die Ausübung der im Zusammenhang damit stehenden
gesetzlichen Rechte und Befugnisse, insbesondere Anord-
nungs-, Betretens-, Auskunfts-, Kontroll- und Untersuchungs-
rechte.

§ 2

Umweltministerium

Das Umweltministerium ist als oberste Naturschutzbehörde
zuständig für

1. die Übertragung der Betreuung, Pflege und Entwicklung
von Naturparken nach § 61 Satz 1 Nr. 2 NNatG,

2. die allgemeine Zulassung von Ausnahmen nach § 14 der
Bundesartenschutzverordnung (BArtSchV).

§ 3

Landesbetrieb für Wasserwirtschaft, 
Küsten- und Naturschutz

(1) Der Landesbetrieb für Wasserwirtschaft, Küsten- und
Naturschutz ist zuständig für 

1. Maßnahmen nach § 29 Abs. 1 Satz 2 NNatG auf Flächen,
die das Land außerhalb von gesetzlich bestimmten Na-
tionalparken und Biosphärenreservaten für Zwecke des
Naturschutzes oder der Landschaftspflege erworben hat,

2. den Erlass einer Verordnung nach § 48 Abs. 1 Satz 2
NNatG,

3. die Aufgaben nach § 57 NNatG,

4. die Bestimmung von Stellen nach § 43 Abs. 6 Satz 3 des
Bundesnaturschutzgesetzes (BNatSchG),

5. die Zulassung von Ausnahmen nach § 43 Abs. 7 BNatSchG
und die Gewährung von Befreiungen nach § 62 BNatSchG
jeweils von den Besitz- und Vermarktungsverboten, 

6. die Zulassung von Ausnahmen nach § 43 Abs. 8 Satz 1
BNatSchG und die Gewährung von Befreiungen nach § 62
BNatSchG jeweils von den Verboten nach § 42 Abs. 2 Nr. 2,
auch in Verbindung mit Abs. 3, BNatSchG,

7. die nach § 44 Abs. 1 Nr. 5 BNatSchG vom Land zu erfül-
lenden Aufgaben,

8. die Verwendung von nach § 49 Abs. 4 oder § 67 BNatSchG
unanfechtbar eingezogenen Tieren und Pflanzen,

9. die Entgegennahme der Anzeige nach § 6 Abs. 2 Satz 1
BArtSchV,

10. die Zulassung von Ausnahmen nach § 6 Abs. 3 Satz 2
BArtSchV,

11. die Festlegung der verbindlichen Kennzeichnungsmethode
nach § 8 Abs. 1 Satz 3 BArtSchV,

12. die Zulassung von Ausnahmen von der Kennzeichnungs-
pflicht nach § 9 Abs. 1 Satz 2 BArtSchV,

13. die Anerkennung einer Kennzeichnung nach § 9 Abs. 2
Satz 2 BArtSchV,

14. die Zulassung von Ausnahmen von den §§ 7 und 8
BArtSchV nach § 9 Abs. 3 Satz 1 BArtSchV,

15. die Entgegennahme der Mitteilungen der Vereine nach
§ 11 Abs. 5 BArtSchV,

16. die Bekanntgabe der offiziellen Zähltage nach § 8 Abs. 2
Satz 5 des Gesetzes über den Nationalpark „Niedersächsi-
sches Wattenmeer“.

(2) Der Landesbetrieb für Wasserwirtschaft, Küsten- und
Naturschutz ist außerhalb des Nationalparks „Niedersächsi-
sches Wattenmeer“ im gemeinde- und kreisfreien Gebiet der
Küstengewässer einschließlich des Dollarts, des Jadebusens
und der Bundeswasserstraßen Ems, Weser und Elbe sowie der
davon eingeschlossenen oder daran angrenzenden gemeinde-
und kreisfreien Gebiete für die Aufgaben der unteren Natur-
schutzbehörde zuständig.

(3) 1Der Landesbetrieb für Wasserwirtschaft, Küsten- und
Naturschutz ist mit Ausnahme des Gebietes der Region Han-
nover bis zum Ablauf des 31. Dezember 2007 ferner zuständig
für die Erklärung zu Naturschutzgebieten nach § 24 NNatG
einschließlich der Änderung bestehender Schutzgebietserklä-
rungen, soweit dies der Erfüllung der Pflichten nach § 34 b
Abs. 2 NNatG dient. 2Soweit der Landesbetrieb für Wasser-
wirtschaft, Küsten- und Naturschutz nach Satz 1 zuständig
ist, ist er auch zuständig für 

1. die einstweilige Sicherstellung nach § 32 NNatG und

2. das Benehmen nach § 34 c Abs. 7 NNatG.

(4) Die oberste Naturschutzbehörde kann der unteren
Naturschutzbehörde für deren Gebiet auf Antrag Zuständig-
keiten nach Absatz 3 übertragen. 

§ 4

Institut für Vogelforschung

Das Institut für Vogelforschung ist zuständig für 

1. die Erteilung der Erlaubnis für die Kennzeichnung von
Vögeln nach § 43 Satz 1 NNatG und 

2. die Zulassung von Ausnahmen zum Fang von Vögeln für
Zwecke der Forschung nach § 43 Abs. 8 Satz 1 Nr. 3
BNatSchG.

§ 5

In-Kraft-Treten

Diese Verordnung tritt am 1. Januar 2005 in Kraft.

Hannover, den 9. Dezember 2004

Niedersächsisches Umweltministerium

S a n d e r

Minister
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Änderung 
der Gemeinsamen Geschäftsordnung der Landesregierung 

und der Ministerien in Niedersachsen 

Die Landesregierung hat am 30. November 2004 die nach-
stehende Änderung der Gemeinsamen Geschäftsordnung der
Landesregierung und der Ministerien in Niedersachsen vom
30. März 2004 (Nds. GVBl. S. 108) beschlossen:

1. Nach § 16 wird der folgende § 16 a eingefügt:

„§ 16 a

Regierungsvertretungen
1In den organisatorisch beim Ministerium für Inneres

und Sport eingerichteten Regierungsvertretungen werden
auch Aufgaben der übrigen Ministerien wahrgenommen.
2Die fachliche Verantwortung für die Aufgabenwahrneh-
mung trägt das jeweilige Ministerium. 3Nähere Einzelhei-
ten zu Organisation, Führung und Zusammenarbeit regelt
das Ministerium für Inneres und Sport im Einvernehmen
mit den betroffenen Ministerien.“ 

2. Dieser Beschluss tritt am 1. Januar 2005 in Kraft.

Hannover, den 9. Dezember 2004

Der Niedersächsische Ministerpräsident

W u l f f


